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Bremst der Landtag den Marsch in den Verschuldungsstaat? 
Verschiedene Vorlagen neben dem Budget 1992 und der Finanzplanung 1992 - 1 9 9 6  haben mit finanziellen Forderungen der Regierung zu tun 

(G.M.) - Auf den Landtag, der heute 
zu seiner letzten Sitzung in diesem Jahr 
zusammentritt, wartet nicht nur ein äus­
serst grosses Traktandum, sondern das 
Parlament ist auch aufgerufen, seine fi­
nanzpolitischen Verantwortlichkeiten 
wahrzunehmen. Das von der Regierung 
vorgelegte Budget 1992 stimmt zwar mit 
den finanzpolitischen Zielsetzungen 
überein, doch kann in der Gesamtrech-
nung ein Gleichgewicht zwischen Auf­
wand und Ertrag nur durch einen erneu­
ten massiven Einsatz von Reservemitteln 
hergestellt werden. Die Finanzplanung 
1992 - 1996 zeigt überdies auf, dass bei 
Ausbleiben von griffigen und wirksamen 
Massnahmen der Weg in einen Verschul­
dungsstaat führt - mit einer ungedeckten 
Schuld von 161 Mio. Fr. am Ende der 
Planungsperiode. 

Die mahnenden Worte der FBP-Oppo-
sition im Landtag, wenn es um die Staats­
finanzen ging, verpufften in den letzten 
Jahren wirkungslos an der Haltung der 
Mehrheitspartei, die mit der grossen 
Schöpfkelle anrichten wollte. Nicht ein­
mal die Verweigerung der Genehmigung 
zu einem Voranschlag zeigte die erforder­
liche Wirkung, obwohl sich schon damals 
klar abzeichnete, dass nur noch mit dem 
Einsatz von Fondsreserven das Gleichge­
wicht zwischen Ausgaben und Einnah­
men zu halten war. Die konjunkturelle 
Abflachung aber brachte inzwischen eine 
leichte Ernüchterung im zuständigen Fi­
nanzressort, das vor zwei Jahren «neue 
finanzpolitische Richtlinien» erliess, die 
nun im Budget 1992 - im Unterschied 
zum Vorjahresbudget - unbedingt einge­
halten werden sollen. 

«In Zeiten finanzieller Engpässe» 
D e r  Ernst der Lage spricht nun auch 

aus den Veröffentlichungen der Regie­
rung zum Voranschlag 1992. Von ange­
spannter Finanzlage war schon im letzten 
Jahr die Rede, auch in den Reihen der 
Mehrheitspartei, die Regierung schreibt 
im Budget-Bericht sogar von «Zeiten fi­
nanzieller Engpässe» und ermahnt gleich­
zeitig die Gemeinden, «ihre Begehren auf 
Ausrichtung von Subventionen auf die 
gegebenen Möglichkeiten einzuschrän­
ken und die subventionsberechtigten 
Bauvorhaben auf einen längerfristigen 
Zeitraum auszurichten.» Viele kleine 
Schritte, von der Fristerstreckung bei 
Bauvorhaben über verzögerte Zahlungen 
bis zur Gebührenerhöhung und der Re­
duktion von staatlichen Beiträgen, sollen 
offenbar dem Staatshaushalt zum Gleich­
gewicht verhelfen und die Kritik am Fi­
nanzgebaren der Regierung eingrenzen 

helfen. Doch die Strukturbereinigung, 
die der Scherenbewegung zwischen Ein­
nahmen und Ausgaben Einhalt gebieten 
Würde, fehlt vorderhand noch. 

Budget und Finanzplanung 
Als der Voranschlag 1992 veröffent­

licht wurde, zeigte sich der Finanzmini­
ster recht selbstzufrieden und optimi­
stisch, als er ausführte - ohne den Abbau 
der Fondsreserven zu erwähnen: «Der im 
Finanzhaushaltgesetz verankerte Grund­
satz, dass sich Aufwand und Ertrag län­
gerfristig im Gleichgewicht zu halten ha­
ben, kann damit als erfüllt betrachtet 
werden.» Um aber den ausgeglichenen 
Voranschlag, mit einem kleinen Fehlbe­
trag von 1,6 Mio. Fr. in der Gesamtrech­
nung, zu erhalten, ist immerhin ein weite­
rer Abbau von Reserven im Ausmass von 
19,1 Mio. Fr. notwendig. Dass es im Bud­
get 1991 sogar 31,1 Mio. Fr. waren, die 

zum Einsatz gelangten, kann nicht dar­
über hinweghelfen, dass in wirtschaftlich 
guten Zeiten eigentlich die Fondsreser­
ven erhöht, statt abgebaut werden soll­
ten. Ob die Rechnung der Regierung auf­
geht, die in sämtlichen Ertragspositionen 
im Steuer- und Abgabenbereich höhere 
Einnahmen als im Vorjahr erwartet, wird 
sich weisen. Der  Landtag ist aufgerufen, 
seiner Verpflichtung nachzukommen, 
nicht nur spektakulär zum «Rotstift» zu 
greifen, wie das die VU-Fraktion bei der 
letztj ährigen Budgetdebatte publikums­
wirksam, aber letztlich wirkungslos 
machte. Angesichts der Prognosen, dass 
bis 1996 eine ungedeckte Schuld von 161 
Mio. Fr. vorliegen werde, wenn die Aus­
gaben planungskonform erfolgen und die 
Einnahmen erwartungsgemäss zufliessen, 
wird das Parlament nicht darum herum­
kommen, die Regierung auf den richtigen 
finanzpolitischen Weg zu verweisen. 

Nachtragskredite für 1991 
Während also der Landtag den Voran­

schlag 1992 zuerst in Behandlung zieht, 
folgt auf der Traktandenliste später der 
Antrag der Regierung auf Gewährung 
eines zweiten summarischen Nachtrags­
haushalts. 

Insgesamt 26 Kreditpositionen mit 
einem zusätzlichen Ausgabenrahmen von 
knapp 2,9 Mio. Fr. stehen zur Beschluss­
fassung an. Sofern der Landtag diesem 
Antrag zustimmt, ist der Ausgabenrah­
men. für 1991, nachdem schon vorher 
Nachtragskredite bewilligt wurden, um 
über 15 Mio. Fr. ausgeweitet worden. 
Was die VU-Fraktion mit dem «Rotstift» 
punktuell bei der Budgetberatung redu­
zierte, ist nachträglich mit Nachtragskre­
diten - immerhin dreimal mehr als die 
hochgejubelten «Rotstift-Streichungen» -
wieder ausgegeben worden. 

Europa-Währung 
kommt bis 1999 

Maastricht (spk/dpa) Die  
Staats- und Regierungschefs der  
E G  haben sich am Dienstag in 
Maastricht darauf  geeinigt, späte­
stens bis 1999 eine gemeiname 
Währung einzuführen. D e r  Spre­
cher  des niederländischen Finanz­
ministers und EG-Ratsvorsitzen­
den  Wim Kok erklärte,  de r  Gipfel 
habe  d e m  Beschluss de r  Finanz­
minister vom Vortag erwartungs­
gemäss zugestimmt. 

Grossbritannien will der  
Marschroute zur EG-Währung 
a b e r  weiter nicht zustimmen. D e r  
britische Premierminister John  
Major  erklärte sich schliesslich 
mit  e inem speziellen Protokoll zu­
frieden, das  Grossbritannien die 
Möglichkeit lässt, sich später der 
Europa-Währung anzuschliessen. 
Die Finanzminister wollten den 
Text  noch am Dienstag nachmit­
tag ausarbeiten. 

Weihnachtsbeleuchtung in der Adventszeit 

Mit der Adventszeit wird in Vaduz (unser Bild) auch die Weihnachtsbeleuchtung eingeschaltet. Die vielen Lampen entlang der 
Hausdächer zaubern ein wenig weihnachtliche Stimmung in die kalten Winternächte. Viele hoffen nun a u f  Schnee, dann wird die 
Stimmung am Abend noch weihnachtlicher und romantischer. (Bild: Roland Korner) 

Untersuchungen 
im Hallenschwimmbad 

Wegen technischer Probleme wurde 
das Hallenschwimmbad Eschen vorüber­
gehend geschlossen, wie aus einem Inse­
rat in den Landeszeitungen zu erfahren 
war. Inzwischen haben sich Gerüchte ver­
breitet, dass nicht technische, sondern 
andere Probleme der Grund für die 
Schliessung des Hallenschwimmbades 
waren. 

Der  Leiter des Landesveterinäramtes, 
Dr. Peter Malin, bestätigte auf unsere 
Anfrage, dass es Probleme mit der tech­
nischen Anlage gegeben habe, worauf 
entsprechende Massnahmen und Unter­
suchungen angeordnet worden seien. Ins­
besondere sind nach seinen Angaben 
bakteriologische Untersuchungen ge­
macht worden, deren Ergebnisse gestern 
noch nicht vorlagen, da diese einige Tage 
in Anspruch nehmen. 

Angaben über Hautausschläge bei 
Schwimmbadbenützern müssen abgeklärt 
werden, sagte Dr. Malin auf unsere An­
frage, da nicht sicher sei, dass diese Aus­
schläge auf das Wasser zurückgeführt 
werden könnten. Die Behörden werden, 
erklärte Dr. Peter Malin abschliessend, 
nach Vorliegen der Untersuchungsbe­
richte die Öffentlichkeit informieren. 

Schweiz: Eine Milliarde 
für humanitäre Hilfe 

Bern (AP) Die Schweiz hat für die 
humanitäre Hilfe in den nächsten vier 
Jahren 1,05 Milliarden Franken zur Ver­
fügung. De r  Nationalrat hat am Dienstag 
wie bereits der Ständerat den Rahmen­
kredit mit 122 gegen null Stimmen gutge-
heissen. 

Das Überleben von Millionen von 
Männern, Frauen und Kindern hänge 
weltweit in Kriegs- und Katastrophenge­
bieten von humanitärer Hilfe ab, rief 
Bundesrat Rene Felber dem Rat in Erin­
nerung. Der  laufende Drei-Jahres-Kredit 
von 530 Millionen wird voraussichtlich im 
kommenden Februar aufgebraucht sein. 

Der neue Kredit soll für mindestens vier 
Jahre ausreichen. Falls die angespannte 
Finanzlage des Bundes dies nötig mache, 
könnten die jährlichen Tranchen bei der 
Budgetberatung herabgesetzt werden, er­
klärte der Chef des Eidgenössischen De­
partements für auswärtige Angelegenhei­
ten (EDA) zu Bedenken, die vom Spre­
cher der  SD/Lega vorgebracht wurden. 

Damit würde sich die Laufzeit des Rah­
menkredits automatisch verlängern. 

Wie steht es mit dem 
Regierungsviertel? 

(G.M.) - Wenn es nach der Trak­
tandenliste des Landtags geht, dann 
haben sich die Abgeordneten heute 
Mittwoch oder morgen Donnerstag 
mit der «Genehmigung eines Ver­
pflichtungskredites für die Errich­
tung des Landtagsgebäudes und 
weiterer Bauten und Anlagen im 
Rahmen der Neugestaltung des Re­
gierungsviertels» zu befassen. Aller­
dings lag gestern noch kein Antrag 
der Regierung vor, so dass der 
Landtag entweder mangels Infor­
mationen das Traktandum abzuset­
zen hat oder sich recht kurzfristig -
sofern die Regierung doch noch ein 
Papier unterbreitet - mit diesem 
nicht geringen Gebäudekomplex 
auseinandersetzt. 

Interessant wird auf jeden Fall die 
Erklärung der Regierung sein, wes­
halb dieser Kreditantrag traktan-
diert wurde, obwohl offenbar noch 
kein fertiger Antrag vorliegt. 

Die Errichtung eines neuen 
Landtagsgebäudes und die Neuge­
staltung des sogenannten Regie­
rungsviertels war bereits mehrmals 
Gegenstand von kurzen Anfragen 
und ausweichenden Antworten im 
Landtag, nachdem die Regierung 
über das Presse- und Informations­
amt 1989 verlauten Hess, dass mit 
der «Eröffnung und Inbetriebnah­
me des Landtagsgebäudes im 
Herbst 1992 zu rechnen» sei. Inzwi­
schen hat sich herausgestellt, dass 
die Planung des Regierungsviertels 
auf einem Teilabschnitt mit Hilfe 
eines Grundstückes geplant wurde, 
das sich gar nicht im Besitz des Staa­
tes befindet. O b  sich hier eine Än­
derung ergeben hat, beziehungswei­
se ob die Regierung den fraglichen 
Grundstückerwerb oder Tausch tä­
tigen konnte, wurde für die Öffent­
lichkeit bis anhin nicht bekanntge­
geben. 

Nachdem in der Vergangenheit 
jedoch mit relativ grossem Aufwand 
das Projekt eines Regierungsviertels 
vorgestellt worden war, stellt sich 
jetzt doch die Frage, warum über 
das Zwischenergebnis oder die Än­
derungen oder allenfalls über das 
Endergebnis noch keine offizielle 
Verlautbarung erfolgte. 

Rey hat 800 Mio 
Franken Schulden 

Zürich (spk) Aufgrund provisorischer 
Zahlen belaufen sich die privaten Schul­
den von Werner K. Rey auf 800 Mio 
Franken. Dies erklärte A l e x  Gossauer, 
stellvertretender Notar des Konkursam­
tes Zürich Altstadt, anlässlich der Gläu­
bigerversammlung vom Dienstag in Zü­
rich. 

Über Aktiva soll Rey mit Ausnahme 
eines Rolls Royce, dessen Standort unbe­
kannt ist, nicht verfügen. 

Von 43 bekannten Gläubigern aus dem 
In- und Ausland mit insgesamt 15 Forde­
rungen sind am Dienstag in Zürich 40 
erschienen. Der Konkurs war am 14. Sep­
tember 1991 eröffent worden. Rey selbst 
hatte sich am 3. September für zahlungs­
unfähig erklärt. Bekannte Konten sind in 
der  Zwischenzeit eingefroren worden. 

Als nächstes Traktandum steht an der 
Gläubigerversammlung die Wahl des aus­
serordentlichen Konkursverwalters an. In 
Frage kommen die Atag Ernst & Young, 
die Fides und Visura in Zusammenarbeit 
mit dem Zürcher Rechtsanwalt Jürg 
Blattner. 

Nazi-Anhänger in 
Feldkirch verurteilt 

Feldkirch (AP) Das Landesgericht in 
Feldkirch hat den 50jährigen NS-Propag-
andisten Walter Ochsensberger am spä­
ten Montag abend zu drei Jahren Gefäng­
nis unbedingt verurteilt. De r  Herausge­
ber  der Nazi-Zeitschrift «Sieg» wurde der 
nationalsozialistischen Wiederbetätigung 
schuldig gesprochen. 

Die Zeitschrift mit monatlich über 
30 000 Exemplaren Auflage propagierte 
vor allem in der Bundesrepublik ein neu­
es Grossdeutschland und verteidigte die 
«Ehre» des angeblich verleumdeten Drit­
ten Reiches. Der  Staatsanwalt bezichtigte 
den als Journalisten und Verleger tätigen 
Ochsensberger in 37 Fällen des Verstos­
ses gegen das in der  österreichischen Ver­
fassung verankerte Verbot der national­
sozialistischen Wiederbetätigung. 
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